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u � dass gemäss Art. 5.2 der Bundesverfassung 
staatliches Handeln im öffentlichen Interesse 
liegen muss? Wer die Versuchsanordnung 
gelesen hat, wird feststellen, dass diese Ex-
perimente mit Kiffern (es sind ca. 3% der 
ganzen Bevölkerung, welche schon einmal 
Cannabis konsumiert haben) ihre Gesundheit 
zusätzlich belasten, Cannabis verharmlosen, 
den Schwarzmarkt fördern und die Sicherheit 
der Bevölkerung gefährden und deshalb nicht 
im öffentlichen Interesse sind.

u � dass trotz deutlicher Ablehnung der Canna-
bis-Initiative mit 63% und der Droleg-lnitia-
tive mit 74% der Bevölkerung mit den vorge-
sehenen 26 Verordnungen die 6 wichtigsten 
Artikel des Betäubungsmittelgesetzes ausser 
Kraft gesetzt werden? Dies entspricht einer 
klaren Missachtung des Volkswillens und 
öffnet Tür und Tor für weitere «Menschen-
versuche».

u � dass die Bedingungen für eine Versuchs-
teilnahme sehr dürftig sind: 18-jährig und 
Konsument des Wirkungstyps Cannabis? Es 
fehlen Bestimmungen wie Schweizer Bür-
ger/-in, geregeltes Arbeitsverhältnis, kein 
Bezug von Sozialhilfegeldern oder einer 
Invalidenrente, damit die Betäubungsmittel 
selbst finanziert werden können. Mit dem 
Strassenverkehrsgesetz (SVG) nicht verein-
bar und gegen die Rechtsgleichheit ist aber 
vor allem, dass der Fahrzeugausweis nicht 
abgegeben werden muss!

u � dass die Studienteilnehmenden die Höhe 
ihres Cannabiskonsums selbst bestimmen 
können, und sie die bezogenen Cannabispro-
dukte zuhause konsumieren sollen? So ist es 
wahrscheinlich, dass sie missbräuchlich die 
bezogenen Cannabisprodukte (Betäubungs-
mittel) weitergeben werden und dabei ein 
gutes Geschäft machen, da eine ständige 
Kontrolle unmöglich ist. Dabei werden Can-
nabisprodukte trotz dem viel zitierten Ju-
gendschutz in Kinderhände geraten.

u � dass die vorgesehene Höchstmenge 10 
Gramm Cannabis pro Monat beträgt, und die-
se Menge den Stoff liefert für 500 herkömm-
liche Joints, 1’000 E-Joints oder 100 Joints 
mit sehr hohem THC-Gehalt von 20% (wie 

hochprozentiger Schnaps!)? In den 68-Jahren 
war der Rauschgiftgehalt von Marihuana um 
ca. 1 bis 3%! (S. Cannabisbericht der EKDF).

u � dass Jerry Rubin, der bekannte Kämpfer für 
einen freien Zugang zu Cannabis folgende 
Aussagen gemacht hat: «Wenn du high bist, 
dann geniesst du den Augenblick. Alle Ver-
abredungen, Pläne, alle Zeiten und Termine 
lösen sich in nichts auf. Man kann tun was 
man will und wenn immer man will.» «Ma-
rihuana ist die Zerstörung der Schule.» «Pot 
rührt unser Gehirn durcheinander und lässt 
alles als perfektes Chaos erscheinen.» «Gras 
lehrt uns Gesetze und Gerichte zu missach-
ten.» «Legalisiert Pot und die Gesellschaft 
wird auseinanderbrechen»? (J. Rubin rauchte 
damals Cannabis mit einem Rauschgiftgehalt 
von ca. 3 % THC)

u � dass das THC fettlöslich ist und sich des-
halb auch im Gehirn einlagert. Dies kann 
noch bis drei Wochen nach dem Ende eines 
regelmässigen Konsums zu Fehlleistungen 
führen! (Problematisch für Armeeangehöri-
ge, Baggerführer, Schützen, etc.) Deshalb 
würden berufstätige Versuchsteilnehmende 
sowohl sich selbst wie auch ihre Umgebung 
gefährden.

u � dass die Versuchsteilnehmenden ihren Füh-
rerschein nicht abgeben müssen? Dies be-
deutet eine Gefährdung aller Verkehrsteil-
nehmenden wegen krasser Missachtung des 
SVG (Null Toleranz).

u � dass es unklar ist, ob Betriebe Versuchsteil-
nehmende anstellen würden, wenn es andere 
nicht Drogenabhängige Bewerber gibt.

u � dass es unklar ist wer haftet, wenn ein Ver-
suchsteilnehmer an einer akuten Psychose 
erkrankt? Wer bezahlt die Rechnungen? Ein-
fache Antwort: Der Steuerzahler!

u � dass es schon unzählige, wissenschaftlich 
fundierte aktuelle Studien betreffend der ne-
gativen Auswirkung von Cannabis auf den 
Körper und die Psyche gibt? Lungenschä-
den, Amotivationssyndrom = «Null-Bock 
Stimmung», Beeinträchtigung der Reakti-
ons-, Konzentrationsfähigkeit, des Kurzzeit-
gedächtnisses, Aggressionen, Gewalt, De-
pressionen, Psychosen, Schizophrenien, usw. 
gibt? Interessant ist auch der Bericht über 
die Auswirkungen des vermehrten Cannabis-
konsums in Colorado: Mehr Unfälle, mehr 
Spitaleintritte, usw.

u � dass die Kosten für die Herstellung des Dro-
genhanfs, die Betreuung der Teilnehmenden, 
die grossen Kontrollen von Stoff und Auswir-
kungen im «Erläuternden Bericht des Bun-
desrates» nie zur Sprache kommen? Da diese 
jährlich (für lediglich 5’000 Personen) Mil-
lionen kosten werden, werden sie vertuscht!

u � dass eine Kontrollgruppe fehlt? Deshalb sind 
Fachleute der Meinung, dass die Wissen-
schaftlichkeit eindeutig fehlen würde.
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Immer mehr Pflegefälle bei  
Heroinabgabe
Die Patienten der Heroinabgabe in Bern werden 
immer älter –- und sie sind zusehends pflege-
bedürftig. Das geht aus dem Jahresbericht 2018 
hervor, den die Heroingestützte Behandlung 
KODA publiziert hat. Seit 1994 gibt sie Heroin, 
Methadon und andere Opioide an schwerstab-
hängige Drogensüchtige ab. Um die 200 Perso-
nen werden zurzeit in Bern behandelt. Viele von 
ihnen befinden sich im gesetzten Alter, wie der 
Jahresbericht zeigt. 2008 waren bloss 20 Prozent 
der Patienten älter als 45 Jahre. Nun sind es be-
reits 64 Prozent. Der Anteil der Bezüger, die jün-
ger sind als 30, sank von neun auf vier Prozent.

Mehr Pflegetage
Stark angestiegen ist die Anzahl stationärer Pfle-
getage. 2018 fielen 3’500 Tage an, was einer 
Zunahme gegenüber dem Vorjahr um fast 30 
Prozent entspricht. Als Grund nennt KODA die 
altersbedingt erhöhte Pflegebedürftigkeit der Pa-
tienten. Immer mehr von ihnen werden nicht nur 
stationär in Spitälern, sondern in Kranken- und 
Pflegeheimen untergebracht.
Die Zahl der Patienten, die einem Erwerb nach-
gehen, war 2018 leicht rückläufig. Werde dieser 
Verlauf anhalten, könne dies auf den sich stetig 
verschlechternden Gesundheitszustand der KO-
DA-Klientel zurückzuführen sein, heisst es im 

Jahresbericht. KODA betont aber, dass nach wie 
vor mehr als 20 Prozent der Patienten einer Be-
schäftigung in der Privatwirtschaft nachgehen 
oder eine Ausbildung absolvieren.

Abgabe nicht nur in Bern
Im Kanton Bern werden Heroin, Methadon und 
andere Opioide auch noch in Thun, Burgdorf 
und Biel abgegeben. Ins Programm aufgenom-
men werden Menschen, die seit mindestens zwei 
Jahren süchtig sind und die zwei Entzugs-, The-
rapie- oder Substitutionsversuche hinter sich ha-
ben. Das Ziel ist, die Leute von der Drogenszene 
fernzuhalten und sie wieder in die Gesellschaft 
zu integrieren.� Der Bund, 11.04.2019

Kommentar Eltern gegen Drogen: 25 Jahre 
Heroinabgabe im Kanton Bern wurde als grosser 
Erfolg gefeiert. Wir sind aber überzeugt, dass 
spätere Generationen diese Zeit der Rauschgift-
abgabe durch den Staat aufarbeiten müssen wie 
heute die medizinischen Versuche in psychiatri-
schen Kliniken. Denn hunderten von Menschen-
leben wurde dadurch eine Heilung und bessere 
Lebensqualität verwehrt.

Aus Info-Bulletin «Eltern gegen Drogen» – 
Nr. 3 / September 2019

Leserbrief

NO BILLAG –  
NO SERAFE?
Bei der Firma Serafe AG, der neuen Geld-
einzugsstelle für Radio- und Fernsehgebühren 
schreibe der Gesetzgeber angeblich vor, pro 
Quartalsrechnung auf Papier zwei Franken zu-
sätzlich zu belasten. Das ist aber ein seltsamer 
Gesetzgeber: Für ein A4-Blatt bezahle ich 0,20 
Rappen am Kopiergerät und überdies kostet ja 
das elektronische Bezahlen, das fälschlicher-
weise immer als gratis propagiert wird, sowohl 
den Versender als auch den Empfänger etwas: 
nämlich Strom und Computerbeanspruchung.
Man hat offensichtlich die Leute im Visier, wel-
che sich die Freiheit nehmen, per Einzahlungs-
schein auf der Post einzuzahlen, weil dadurch 
der Datenschutz höher ist, als auf dem eigenen 
Computer und will diese mit «Nadelstichen» 
bzw. Zusatzgebühren dazu bringen  dass der Ge-
samt-Jahresbetrag von 365 Franken auf einmal 
und im Voraus, ohne Skonto!, bezahlt wird... Die 
Option einer monatlichen Zahlung von ca. 30 
Franken existiert schon gar nicht...
Weshalb wurden bei der Neuorganisation keine 
Abstufungen vorgesehen? Weshalb muss ein 
Ein-Personenhaushalt gleichviel bezahlen, wie 
ein Vier-Personen-Haushalt, wo die finanziellen 
Synergien um einiges grösser sind, zumal alle 
Erwachsenen eines Haushaltes solidarisch für 
diesen Tribut haften?
Bei rund 3,6 Millionen Haushalten à 365 Fran-
ken Gebühren pro Jahr, ergibt das die stolze 
Summe von 1 Milliarde 314 Millionen Franken.
Gewiss werden sich von dieser Summe, nebst 
der Verteilung an die verschiedenen Radio- und 
Fernseh-Stationen auch CEO’s und Verwal-
tungsräte ein einträgliches Stück abschneiden, 
wogegen den säumigen Gebührenzahlern mit 
taxpflichtigen Mahnungen, Betreibungen und 
versinnbildlicht «Geisslechlöpfe und Peitschen-
schlägen» gedroht wird...
Vielleicht wird heute das Nein zu NO-BILLAG 
mehr bereut?

Marcus Stoercklé jun., 4052 Basel

Leserbrief

Ein Bravo für den Beitrag «Klima Optimist» von 
Stadtrat Beuchat. Endlich jemand, der nicht von 
morgens bis abends in das permanente Gejam-
mer vom angeblich erstmaligen Klimawandel 
einstimmt. Wer die Erdgeschichte studiert wird 
erkennen, dass es immer wieder zu grossen kli-
matischen Veränderungen gekommen ist. Das 
wird auch künftig so sein. Kalt-, Warm- und 
Eiszeiten wechseln sich ab und beruhen in erster 
Linie auf der solaren Variabilität samt kosmi-
scher Strahlung. Es gab teils dramatische Kli-
maveränderungen auch ohne Industrie, Autos, 
Heizungen usw. Die Erde ist auf ihrer Wande-
rung als Teil des Sonnensystems durch das All 
zyklischen und mächtigen Klimaschwankungen 
unterworfen. Rund um das Dauerthema CO2 ist 
heute eine neue Religion entstanden, mit der 
man beliebig neue Steuern, Abgaben, Gebüh-
ren und Panik inszeniert,sowie ganze Industrien 
«pushen» kann. Wie war das doch damals mit 
dem Waldsterben? Unter Führung der linken 
Medien wollte man uns weismachen, dass in 
Bälde statt Wälder nur noch Wüsten herrschen 
würden. Auch beim Thema Klima wird vielen 
dereinst der Groschen fallen, was da eigentlich 

gespielt wird. Wir Menschen sollten uns hüten, 
klimatische Veränderungen nur aus der Sicht 
unseres kurzen Lebens zu betrachten. Das ist 
lächerlich. Die Natur rechnet in ganz anderen 
Dimensionen und 100 oder 1’000 Jahre sind in 
der Erdgeschichte ein Nichts. Nachhilfeunter-
richt in Sachen Erdgeschichte und Klima gäbe 
z.B. auch der Gletschergarten in Luzern. Eine 
himmeltraurige Rolle spielen die Medien; sie 
sind Steigbügelhalter der Politik und der Regie-
rungen, welche die Klimahysterie als Vehikel für 
die finanzielle Abwälzung auf die ahnungslosen 
Bürger benutzen. Wie das Klima in unseren 
Breitengraden, z.B. in 300 oder 500 Jahren sein 
wird weiss kein Mensch, auch die lautesten Kli-
ma-Katastrophenprediger nicht. Es lohnt sich 
übrigens, stets einen Blick darauf zu werfen, in 
wessen Sold diese ihre stetigen Panik-Prognosen 
abgeben. Wer sich über dieses Thema ausführ-
lich(er) informieren will, dem sei das Buch von 
Hartmut Bachmann «Die Lüge der Klima-Ka-
tastrophe» wärmstens empfohlen!

Hans-Ueli Michel, 3855 Brienz

Wer die Vergangenheit nicht kennt,  
sollte sich nicht zur Zukunft äussern
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130 Jahre Charlie Chaplin
2019 jährt sich Charlie Chaplin’s Geburtstag 
zum 130. Mal. Die Chaplin’s World in Cor-
sier-sur-Vevey feiert das Jubiläum mit einer 
eigenen Veranstaltungsreihe.

Der Brite Charlie Chaplin (1889–1977) durch-
lebte den amerikanischen Traum. Aufgewachsen 
in den Armenhäusern Londons spielte er sich 
zum Hollywoodstar empor. Er erhielt drei Os-
cars und die Queen adelte ihn zum «Sir». Seine 
letzten 25 Lebensjahre verbrachte er in seinem 
herrschaftlichen Anwesen oberhalb des Genfer-
sees in Corsier-sur-Vevey. Hier steht heute die 
Chaplin’s World. Als einziges Museum der Welt 
widmet sie sich sowohl dem Menschen als auch 
dem künstlerischen Werk Charlie Chaplin. 2019 
hätte Chaplin seinen 130. Geburtstag gefeiert. 
Die Chaplin’s World präsentiert im Jubiläums-
jahr den grossen Schauspieler, Regisseur und 
Produzenten von noch weniger bekannten Sei-
ten, lässt aber auch seinen berühmtesten Film-
charakter neu aufleben: Die Figur des char-
manten Vagabunden mit knurrendem Magen, 
schmerzenden Füssen und leeren Taschen bleibt 
im 21. Jahrhundert von gesellschaftskritischer 
Relevanz und Aktualität.

Manege frei für den Vagabunden
Charlie Chaplin stand in der Schweiz auch der 
Familie Knie sehr nahe. Er liebte den Zirkus 
und der Zirkus liebte ihn. Davon zeugt in vielen 
seiner Filme der Vagabund als clownesker Prot-
agonist in übergrossen Hosen und Schuhen, mit 
Stock und Melone. In Chaplins oscarprämiertem Charlie Chaplin, 1916, © Roy Export Co Ltd

Film «Der Zirkus» von 1928 findet der Vaga-
bund selbst den Weg in die Manege. 

Grosses Kino gegen Jahresende
Die bekannten britischen Filmemacher Peter 
Middleton und James Spinney schufen aus teils 
noch unveröffentlichten Archiv-Trouvaillen und 
Aufnahmen aus Chaplins Villa Manoir de Ban 
das Biopic «Chaplin» – ein filmisches Werk, 
das reichhaltiger als ein 
klassischer Dokumen-
tarfilm ist und Chaplins 
Leben in neuem Licht 
zeigt. Die Premiere fin-
det zu Beginn des Win-
ters im Kino von Cha-
plin’s World statt. Im 
Advent 2019 legt sich 
der Weihnachtszau-
ber über die Chaplin’s 
World. Sowohl die Villa 
Manoir de Ban als auch 
der Park werden stim-
mungsvoll geschmückt. 
Zusätzlich versprechen 
Lichtspiele und Film-
vorführungen einen 
festlichen Abschluss 
des Jubiläumsjahres.

Charlie Chaplin 
weltweit gefeiert
Rund um den 130. 
Jahrestag finden nicht 

nur in der Chaplin’s World, sondern weltweit 
Veranstaltungen statt. Unter anderem widmet 
die Pariser Philharmonie Charlie Chaplin 2019 
eine eigene Konzertreihe, das Slowakische Na-
tionaltheater in Bratislava inszeniert das Ballett 
«Chaplin: the Tramp» und der belgische Autor 
Bernard Swysen widmet Chaplin’s Leben einen 
neuen Comic mit Zeichnungen von Bruno Ba-
zile.

Stadt Bern: News aus Absurdistan!

«Aktive Klimaschutzmassnah-
men» des Stadtpräsidenten
Die Stadt Bern ruft den Klimanotstand aus und 
will die Autofahrer aus der Stadt verbannen. 
Auch strenge Klimaschutzmassnahmen sind 
vorgesehen. Dies hindert den Stadtpräsidenten 
Alec von Graffenreid (GFL) allerdings nicht 
daran, für wenige Tage zu einem internationa-
len Kongress der Stadtpräsidenten nach Durban 
(Südafrika) zu fliegen und sich anschliessend 
von den Strapazen in Äthiopien beim karitati-
ven Velofahren zu erholen…Mein Fraktions-
kollege, Janosch Weyermann (Präsident JSVP 
Stadt Bern) und der Verfasser haben deshalb 

eine kleine Anfrage eingereicht, in der wir den 
Gemeinderat hierzu um Auskunft ersuchen. Den 
Lesern von Bern Aktuell werden wir die Ant-
wort nicht vorenthalten. Wir sind gespannt, wie 
der Gemeinderat die Abweichung vom neu gel-
tenden Verbot der Flugreisen für die Verwaltung 
rechtfertigt: Dürfen die Autofahrer ebenfalls von 
Lockerungen der rigiden Klimaschutzmassnah-
men profitieren, wenn der Herr Stadtpräsident 
auf anderen Kontinenten seinen altruistischen 
Neigungen nachleben darf?

Reithalle Bern; politische Dis-
kriminierung in der Reithalle 
und Nichteinhalten von Energie 
und Bauvorschriftvorschriften
Gegen den Verfasser und die aktiven SVP Politi-
ker ist von den Betreibern formell ein Hausverbot 
ausgesprochen worden. Nachdem dies vorerst 
nur gegen den Polizeidirektor verhängt worden 
war, wurde nun allen aktiven SVPlern, die sich 
gegen den rechtsfreien Raum aussprechen, der 
Zutritt per Medienmitteilung untersagt. Obwohl 
die Leitbilder und Leistungsverträge diese poli-
tische Diskriminierung nicht zulassen, schreiten 

die Verantwortlichen von Kultur Stadt Bern und 
der Gemeinderat dagegen nicht ein. Die Me-
dienmitteilung der IKUR kommt offensichtlich 
fast einem Gottesurteil gleich. Demarchen des 
Verfassers beim Gemeinderat blieben jedenfalls 
bis heute völlig erfolglos. Bald wird sich aller-
dings der Stadtrat damit befassen müssen. Ein 
entsprechender Vorstoss der SVP Fraktion, der 
die Diskriminierung bei der Reithalle verbieten 
und sanktionieren will, wurde antragsgemäss 
dringlich erklärt. Auch wird sich der Stadtrat 
damit auseinandersetzen müssen, ob die Ver-
wendung der Heizkörper mit den kantonalen 
Energievorschriften überhaupt vereinbar sei. 
Den Gastwirten bei der «Front» am Bärenplatz 
wurde dies jedenfalls bereits vor Jahrzehnten 
aus diesen Gründen untersagt. Es interessiert  
in diesem Zusammenhang ebenfalls, ob die  
teilweise abenteuerlichen Konstruktionen auf 
der Schützenmatte überhaupt bewilligungsfähig 
sind (Bauvorschriften, Energie- und Sicherheit). 
Der Leser wird bei Vorliegen der entsprechen-
den Antworten des Gemeinderats umgehend da-
rüber informiert, ob bei der Reithalle auch betr. 
Klimaschutz und Bau- und Energievorschriften 
eigenes «Recht» gilt. 

Von 
Alexander Feuz, 
Rechtsanwalt,  
Stadtrat, Fraktions­
chef SVP Stadt 
Bern
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SARON statt Libor, was steckt dahinter?
Der Schaden, welcher der Finanzbranche durch den Libor-Skandal im 2011 zugefügt wurde ging in die Milliarden. Diverse Ban-
ken zahlten hohe Bussen und das Vertrauen wurde so stark zerrüttet, dass die britische Finanzmarktaufsicht den Libor (London 
Interbank Offered Rate) Ende 2021 ersatzlos aufgeben wird. Weltweit sollen die Nationen eigene Systeme für Referenzsätze 
entwickeln. Was bedeutet das für die Schweiz und für die Hauseigentümer?

Warum wird der Libor abgelöst?
Der kurzfristige Zinssatz ist eine der wichtigs-
ten Finanzzahlen überhaupt. Speziell am Libor 
ist, dass er durch eine simple mündliche Äus-
serung von einem guten Dutzend Banken, auf 
Schätzungen basiert, festgelegt wird. Eigent-
lich erstaunlich, dass in unserer durchregulier-
ten Welt Finanzkontrakte, Kredite, Spareinlagen 
und Hypotheken mit Volumen in Billionenhöhe 
auf diese «Handgelenk mal Pi»-Weise bestimmt 
werden. Gravierend, wenn dieser Zins jahrelang 
manipuliert wurde. Konsequent wenn er nun ab-
geschafft wird.
Erst war die Kritik gross. Nationale Refe-
renz-Zinssätze seien in Zeiten eines globalen 
Finanzsystems fragwürdig. Der Ruf nach einer 
schlichten Verbesserung des Libors wurden laut. 
Schlussendlich entschied man sich doch für 
nationale Lösungen, auch wenn das ein hohes 
Mass an internationaler Koordination mit nicht 
zu unterschätzendem Risiko mit sich bringt. 

Was ist SARON?
In der Schweiz gibt es den SARON (Swiss Ave-

rage Rate Overnight) seit 2009. Der SARON 
wurde von der Schweizerischen Nationalbank 
(SNB) und der Schweizer Börsenbetreiberin 
SIX entwickelt und hat die gleiche Funktion 
wie der Libor; die Notierung des Zinssatzes, 
den sich Banken in der Schweiz über Nacht 
verlangen. Anders als beim Libor berechnet die 
voll automatisierte Handelsplattform von SIX 
den SARON auf Basis von effektiv getätigten 
Geschäften im Repo-Markt. Der Repo-Markt 
funktioniert so, dass Banken Kredite erhalten, 
wenn sie als Gegenwert Wertpapiere als Si-
cherheit hinterlegen. Nach Ablauf des Kredits 
nehmen die Banken die Wertschriften gegen 
Bezahlung der Schuld und des Zinses wieder 
zurück. Durchschnittlich sind das pro Tag rund 
110 gesicherte Geschäfte, welche täglich zu drei 
Fixierungen des Zinses führen. 160 Banken und 
Versicherungen nehmen am Schweizer Repo-
Markt teil. Darunter auch die SNB, welche 
auf diese Weise die Schweizer Wirtschaft mit 
Liquidität versorgt. Selbstredend, dass mit die-
sem System Manipulationen schwierig werden 
und der Zins so den effektiven Verhältnissen 
entspricht. 

Auswirkungen auf den Hausbesitzer
Schon heute bieten viele Banken keine neuen 
Libor-Hypotheken mehr an. Aufgrund des tiefen 
Zinsniveaus ist das auch nicht weiter tragisch. 
Kurzfristige Festhypotheken bis drei Jahre oder 
je nach Anbieter noch länger kosten aktuell nicht 
mehr als Libor-Hypotheken. Der Grund ist, dass 
Banken (zurzeit?) keine Minushypotheken an 
Privatkunden vergeben. Der Hypothekarzins be-
rechnet sich also bei Marktzinsen unter null, nur 

aus der Marge der Bank. Solange die Zinsen im 
Minus sind, finden sich die Unterschiede alleine 
im Margenunterschied. 
Entscheidet sich ein Hausbesitzer dereinst für 
eine SARON-Hypothek (welche noch nicht an-
geboten wird), empfiehlt es sich, den Vertrag 
genau durchzusehen, auch wenn der Gesetz-
geber eine Schlechterstellung mit dem neuen 
Referenzsatz ausdrücklich untersagt. Neben der 
Marge und den sonstigen Modalitäten ist die 
Festsetzung des Zinssatzes auf 3 bzw. 6 Monate 
nämlich noch unklar. Werden die Berechnungen 
des Zinses aus dem Durchschnitt des SARON 
der vergangenen Monate hergeleitet oder basiert 
der Zins auf den kommenden Monaten? Im 
ersten Fall wäre der Zins berechenbar während 
im zweiten Fall nicht klar ist, wie sich der Zins 
in der Zukunft entwickeln wird. Der Entscheid, 
wie die Berechnung gemacht wird, liegt bei den 
Banken.

Weltweite Umstellung
Auch wenn die SNB bereits seit dem 13. Juni 
2019 ihren Leitzins zur Umsetzung ihrer Geld-
politik am SARON anlehnt, und der Libor als 
Leitzins der Schweizer Geldpolitik ausgedient 
hat, ist der genaue Zeitpunkt der weltweiten Um-
stellung vom Libor noch offen. Das Problem ist, 
dass die verschiedenen Nationen diesbezüglich 
verschiedene Prioritäten haben. Für die Stabilität 
des Marktes ist aber eine weltweit koordinierte 
Umstellung sehr zentral. In den kommenden 
Monaten muss dies im Rahmen des Finanz-
stabilitätsrats (Financial Stability Board, FSB; 
internationale Organisation, welche das globale 
Finanzsystem überwacht) sichergestellt werden.

Von 
Stephan Ischi,  
Dipl. Finanz- und 
Anlageexperte,
Bern

Keine Sache der Öffentlichkeit?
Von Werner Gartenmann,  

Geschäftsführer AUNS 

Ein Samstag in der Schweiz. Mehrzweckhalle 
der Kaserne Bern. Beginn: 10.30 Uhr. Die Ak-
tion für eine unabhängige und neutrale Schweiz 
(AUNS) lädt ein zur 34. ordentlichen Mitglie-
derversammlung. Statutarische Geschäfte wäh-
rend des Vormittags. Neue Vorstandsmitglieder 
werden gewählt. Frau Nationalrätin Barbara 
Keller-Inhelder. Und Herr Prof. Nicolas Szita, 
ein an der ETH ausgebildeter Wissenschaftler 
mit Lehrauftrag in London.
Am Nachmittag findet die politische Debatte 
statt. «Schweiz – Europäische Union: wie wei-
ter?». Das Institutionelle Abkommen (InstA) mit 
Blick auf die Zukunft der direkten Demokratie 
steht zur Debatte. Micheline Calmy-Rey, alt 
Bundesrätin und ehemalige Aussenministerin, 
erklärt ihre Position. Unter der Leitung von 

Reto Brennwald diskutieren die Vorsitzende der 
Geschäftsleitung des Wirtschaftsdachverbandes 
economiesuisse Frau Monika Rühl, Herr Natio-
nalrat Hans-Peter Portmann (FDP), Mitglied der 
Aussenpolitischen Kommission des National-
rates, Herr alt Bundesrat Dr. Christoph Blocher 
und Herr Nationalrat Roger Köppel, Mitglied 
der Aussenpolitischen Kommission des Natio-
nalrates. Nachweisbar 800 Teilnehmer finden 
sich in der Halle ein.
Ein ganz normaler Samstag in der politischen 
Schweiz. 800 Frauen und Männer, Jung und 
Alt, aus allen Landesteilen treffen sich mit Po-
lit-Grössen – zur Debatte.
Mit wenigen Ausnahmen berichten weder das 
Gros der Printmedien noch das Schweizer Ra-
dio noch das Schweizer Fernsehen srf über 
die Veranstaltung. Eingeladen wurden sie mehr-
mals. Auf den Social-Media-Plattformen war 
der Event kommuniziert. Ab Veranstaltungstag 

stand ein Bericht auf «www» bereit.
Was ist los? Mitgliederschwache Pro-EU-Orga-
nisationen und einseitige Thinktanks geniessen 
zuverlässige mediale Fürsorge.
Direkte Demokratie braucht den Wettstreit, die 
Debatte, das Event. Es ist keine intellektuelle 
Meisterleistung, die andere Meinung zu unter-
drücken. Sich selbst zu erhöhen zum Besser-
wisser, zum geistigen Überflieger, zum Wahr-
heitsmonopolisten, ist auch keine Kunst. Das 
Handeln des Propagandisten, des Eitlen, des 
Ideologen lässt uns links liegen. Selbst einer 
Neuen Zürcher Zeitung ist die AUNS zu ab-
wegig. Es reichte zwar im Vorfeld für einen 
Bericht mit dem Titel «Micheline Calmy-Rey 
wird zum Aushängeschild der EU-Gegner». So 
ein Blödsinn.
Es gibt keine Ausreden für das Fernbleiben, für 
die Ignoranz, für die Zurückweisung. Es ist eine 
Schande. Für die Kräfte, welche lautstark zum 
Schutz der liberalen Demokratie aufrufen. Der 
Kampf für die politische Freiheit wird von Tag 
zu Tag wichtiger.
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Alle auf in den Fitnessraum für 
das Abstimmungs-Krafttraining

Zur politischen correctness, oder 
wenn zwei das Gleiche tun…

Von Dr. rer. publ. HSG Roland Burkhard, Bern

Die Nationalratswahlen sind vorüber, die Resul-
tate bekannt. Grün hat dieses Mal erwartungsge-
mäss das Rennen gemacht. Es waren Wahlen, die 
stark geprägt waren von den zahlreichen, mehr 
oder weniger «heiligen» Allianzen. Zudem: Vie-
le Leute, die grün gewählt haben, werden noch 
auf die Welt kommen, wenn sie sehen, dass sie 
dafür hauptsächlich rot bekommen haben. 

Wichtige Erkenntnis für mich ist indessen: Das 
Volk wählt nicht mehr, wie einst, vorwiegend 
Parteien, sondern aufgrund von Sachthemen, 
allenfalls einzelfallweise für glaubwürdige Per-
sönlichkeiten. Es wählt nicht für eine Partei 
wegen der Partei selber, sondern je danach, wie 
sich diese bezüglich der als wichtig erachteten 
aktuellen Sachthemen positioniert. Man wählt 
die Grünen, weil man sie für den als wichtig 
erachteten Klimaschutz als kompetent erachtet, 
man wählt die SVP, weil man sie für die als 
wichtig erachteten Fragen bezüglich Unabhän-

gigkeit, Freiheit, Migration, EU-Abhängigkeit 
etc. als kompetent betrachtet. Etc.
Dabei spielt die jeweilige Aktualität der Themen 
eine ausschlaggebende Rolle, wie die jüngsten 
Wahlen zur Genüge gezeigt haben. Die Sach-
themen spielen in einer direkten Demokratie 
wie der unsrigen mit ihren zahlreichen Sachab-
stimmungen zu Referenden und Initiativen die 
Hauptrolle. Zudem hat das Vertrauen in unser 
Parlament (nota bene auch in den Bundesrat) 
abgenommen.
Meine allerwichtigste Erkenntnis aber ist: Mit 
der künftig rot-grüneren Zusammensetzung des 
Nationalrats (und wohl auch des Ständerats) mit 
den erwartungsgemäss bedeutend rot-grüneren 
Mehrheitsentscheiden werden künftig sicher 
vermehrt Sachabstimmungen nötig werden, um 
grosses Unheil für die Schweiz abzuwenden. 
Deshalb werden unsere strikte Abstimmungs-
disziplin und unser direktdemokratisches Durch-
haltevermögen ausschlaggebend sein für die Zu-
kunft unseres Landes. Machen wir uns fit dafür, 
nun sind wir gefordert !

Von Alexander Feuz, Rechtsanwalt,  
Fraktionschef SVP Stadt Bern

Seit Jahren besuche ich als Gast regelmässig 
die Bümplizer Chilbi. Dabei stöbere ich auch 
regelmässig durch den dortigen antiquarischen 
Bücherstand. Dabei erstand ich oft günstige und 
interessante Militaria (u.a. Bildbände über die 
Aktivdienste 1914-1918, 1939-45, Biografien, 
Bildband Division 3 von 1915 etc.). Dass dieser 
Bücherstand von der SP organisiert ist, fiel mir 
allerdings bis 2019 nie weiter auf. Dieses Jahr 
wollte ich schauen, ob sich in den grossen Be-
ständen – nebst Militaria und geschichtlichen 
Werken – auch etwas Interessantes für meine 
kleine Tochter findet. Dabei fiel mein Blick 
zufälligerweise auf ein farbiges Bilderbüchlein 
mit dem heutzutage verfemten Titel «10 Kleine 
Negerlein». Selbstverständlich habe ich meine 
Entdeckung sofort fotografieren lassen.

Ob ich das Heftchen allerdings gekauft habe, 
muss ich dem geneigten Leser und der Öffent-
lichkeit leider – ausnahmsweise – verschweigen. 
Ich müsste sonst wohl möglicherweise riskieren, 
von einem Mitarbeiter der KESB belangt zu 
werden, weil ich meiner Tochter political nicht 
korrekten Lesestoff verschafft hätte. Dies könnte 
Anlass zu berechtigten Zweifel an meiner Erzie-
hungsfähigkeit geben. Ein unpolitischer Käufer 
könnte sich wohl noch damit herausreden, dass 

er den Lesestoff bei einem unverdächtigen SP 
Bücherstand gekauft hätte. Als Fraktionschef 
der SVP würde mir aber sicher besonderes bös-
williges und rassistische Absichten unterstellt; 
dies umso mehr, wenn bei einem Hausbesuch 
noch Tintin au Congo und ein Schwarzpeterspiel 
gefunden würden.

Falls bei einem SVP Büchermarkt diese bösen 
Erzeugnisse öffentlich angeboten werden, wür-
de sicher die eidgenössische Rassismuskommis-
sion zu einer ausserordentlichen Sitzung ein-
berufen, um auf die Gefahren der politischen 
Indoktrinierung hinzuweisen.

Dieses kleine Beispiel zeigt einmal mehr, wie 
ungleich die Medien gleiche Sachverhalte be-
handeln. Eine Familie, die eine Pässefahrt im 
Auto macht, wird für ihr umweltschädigendes 
renitentes Verhalten kritisiert; ein Stadtpräsi-
dent, der in Äthiopien eine karitative Velofahrt 
unternimmt, wird als Gutmensch bejubelt. Es 
ist zu hoffen, dass der Wähler in Zukunft diese 
Spielchen der Medien und Rotgrün durchschaut 
und die richtigen Konsequenzen zieht. 
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Der Tierbesitzer fragt – die Tierärztin antwortet
Telefon 031 372 02 02 – www.pezzi.vet

Homöopathie und Diabetes 
Frage: «Meine Katze hat die Diagnose Dia-
betes bekommen. Kann ich sie, anstatt täglich 
Insulin zu spritzen, mit Homöopathie behan-
deln?»

Fabienne  Bolliger, Bern

Liebe Frau Bolliger
Diabetes (Zuckerkrankheit) ist durch einen 
zu hohen Blutzuckerspiegel gekennzeichnet, 
welcher durch eine verminderte Insulinaus-
schüttung in der Bauchspeicheldrüse oder eine 
beeinträchtigte Insulinwirkung (Insulinresis-
tenz) hervorgerufen wird. Zur Therapie von 
Diabetes benötigt ihre Katze in der Regel eine 
konventionelle schulmedizinische Behandlung 
mit regelmässigen Insulin-Injektionen. Wenn 
ihr Tierarzt Ihnen das Spritzen von Insulin 
verordnet hat, ist es wichtig, dies gewissenhaft 
durchzuführen. 
Homöopathie ist keine Substitutionstherapie: 
sie führt fehlende Stoffe nicht zu. Daher kann 
eine Insulingabe homöopathisch nicht ersetzt 

werden. Auch darf nicht erwartet werden, dass 
durch die Homöopathie die gespritzte Insulin-
menge reduziert werden kann. 
Die homöopathische Behandlung einer chro-
nischen Krankheit ist langfristig und strebt 
eher eine Verringerung bzw. Verzögerung von 
Begleiterkrankungen an, die meist bei Diabetes 
auftreten. 
Welches homöopathisches Mittel wird gege-
ben?
Zu Beginn der Krankheit betrachtet man den 
Patienten umfassend, mit allen aktuellen Sym-
ptomen und unter Einbeziehung der vollstän-
digen Krankengeschichte. Daraufhin wird das 
sogenannte Konstitutionsmittel individuell auf 
den Patienten erstellt. Konstitutionsmittel wer-
den vor allem bei chronischen Erkrankungen 
eingesetzt. 
Die Behandlungsstrategie verändert sich bei 
fortgeschrittener Krankheit. Dann werden nur 
noch die im Vordergrund stehenden Probleme 
berücksichtigt und das verschriebene homöo-
pathische Arzneimittel eignet sich jeweils für 
den momentanen Zustand.

Haben auch Sie Fragen an unsere 
Tierärztin?
Mail an redaktion@bernaktuell.ch

Eine weitere Möglichkeit ist es, zuckerkranke 
Patienten durch eine angepasste Spezialdiät 
zu unterstützen, wie eine kohlenhydratarme 
Ernährung, die hochwertige Proteine enthält.
Interessant ist, dass die Möglichkeit besteht, 
dass nach einigen Monaten bei Katzen eine 
Remission («Heilung») vom Diabetes eintritt, 
wenn die Zuckerwerte unter Behandlung gut 
eingestellt sind. 

Magali Kreienbühl, Tierärztin in der  
Kleintierpraxis Pezzi.Vet,  
Pestalozzistrasse 40, 3007 Bern 

Bild: pixabay.com
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Der ehemalige National-
bankchef und heutige Vize-
präsident des US-Vermö-
gensverwalters Blackrock, 
Philipp Hildebrand, warnt 
vor Eskalation

Die Wirtschaft kühlt sich zurzeit weltweit und auch in der 
Schweiz ab, hält aber ein Absturz in eine Rezession für 
unwahrscheinlich, solange nicht zusätzliche Schocks 
geschehen. Er sieht im Konflikt zwischen den USA und 
China das grösste Risiko, es gebe durchaus Parallelen 
zum Kalten Krieg. 

Stanser Flugzeugbauerin  
soll Trainingsflugzeuge in 
Saudi-Arabien weiterhin 
warten dürfen

Mit mehr als 2’000 Arbeitsplätzen sind die Pilatus Flug-
zeugwerke die grösste Arbeitgeberin im Kanton Nid-
walden, Bürgerliche Politiker und Wirtschaftsverbände 
machen sich Sorgen um die Zukunft der Firma, weil ihr 
das Aussendepartement verboten hat, bereits bewilligte 
Superdienstleistungen für PC-21 Trainingsflugzeuge in 
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emira-
ten zu erbringen. 

Neues Schiff rettet erstmals 
Flüchtlinge im Mittelmeer

Das neue Rettungsschiff der Hilfsorganisationen «SOS 
Méditerranée und Ärzte ohne Grenzen» hat erstmals 
Flüchtlinge aufgenommen. 

EU-Bürger sind häufiger 
Arbeitslos als Schweizer

Das schlägt sich auf die Bilanz der Arbeitslosenversiche-
rung (ALV) nieder. Die EU-Bürger steuerten im 2017 gut 
24 Prozent in den ALV-Topf, bezogen aber 31,1 Prozent, 
decken damit bloss 78 Prozent ihrer ALV-Ausgaben. 

Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren Fak-
ten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt Fr. 
65.–.
l  Ich will Mitglied werden	 l  Senden Sie mir weitere Informationen zu
l  Ich bestelle die Sondermünze mit Broschüre für Fr. 25.–

Name:	

Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ:	 Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau  –  Fax 031 981 41 61� www.pikom.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

✁

Wandel am Lehr-
stellenmarkt; Ver-
staubte und belieb-
te Berufsbilder

Die Zahl der ausgebildeten Informa-
tiker ist rasant gewachsen, so stark 
wie in keiner anderen Berufsgruppe. 
Seit 2000 hat sich die Zahl der Lehr-
abschlüsse vervielfacht, von 391 auf 
1’795 oder +359%, gefolgt von kauf-
männischen Angestellten mit +30%, 
Heizungsinstallateure -9%, Metzger / 
Fleischfachmänner -29% sowie Coif-
feure -41%. 

Unternehmen sollen 
die Radio- und Fernsehab-
gaben nicht doppelt zahlen 
müssen

Die Nationalratskommission möchte die Unternehmen 
von der Abgabe befreien. Sie hat sich zum zweiten Mal 
für eine parlamentarische Initiative von Ständerat Gre-
gor Rutz (SVP/ZH) ausgesprochen. 

Dem Ständerat stehen  
grosse Umwälzungen bevor

Nicht nur das Kräfteverhältnis der Parteien ändert sich: 
Mindestens 20 von 46 Ständeräten werden neu gewählt. 
Das Rennen ist offen. 

Bezirksrichter kritisieren 
Qualität der Dolmetscher

Diese seien oftmals überfordert und nicht genügend 
qualifiziert. Gefordert wird eine Professionalisierung des 
Dolmetscherwesens in der Justiz. 

Irakischer Vater verletzte im 
Einkaufscenter Neumarkt in 
Brugg seine vierzehnjährige 
Tochter schwer

Der Angriff des 50-Jährigen erfolgte in Anwesenheit der 
38-jährigen Mutter und vor den Augen zahlreicher Pas-
santen. Er hatte die Tochter mehrmals auf den Boden 
geschleudert. 

Es rumort unter Schweizer 
Auto-Fahrlehrern

Seit Ende Jahr gelten neue Bestimmungen: Die Prüfun-
gen werden auf Automaten abgelegt, der Auto-Neuling 
darf aber trotzdem per Handschaltung fahren. Aufgrund 
der Änderung fallen nun Einnahmen weg, ihre berufliche 
Existenz sei bedroht. 

Ausländerstimmrecht, ein 
fragwürdiges Unterfangen

Eine Mehrheit der Eidgenossen ist der Meinung, das 
Vorhaben könnte unsere Demokratie gefährden. Zu-
sammen mit den Doppelbürgern können Mehrheiten er-
reicht werden, die nicht mehr im Interesse der Schweiz 
sind. 

Entscheid über 1,3 Milliar-
den Franken an EU noch 
offen

Das Parlament sollte im September entscheiden. Doch 
CVP und FDP wollen mit der Abstimmung bis nach den 
Wahlen zuwarten. Auf Grund früherer Äusserungen 
müssten sie den Kohäsionsbeitrag konsequenterweise 
mit der SVP ablehnen. Ein Eklat mit der EU soll jedoch 
vermieden werden. 
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Ganz und gar unlogisch

Neuste Nachrichten und Kommentare zur  
weltweiten Kernenergie-Entwicklung

Vor 40 Jahren hatte ich die Ehre, in der Weltwo-
che einen Artikel zu publizieren mit dem Titel 
«Palmenstrand am Limmatquai?» und damals 
schon auf die Klimaveränderung aufmerksam 
gemacht. Das Titelbild erinnert an dasjenige 
Ihres Artikels in der Weltwoche vom 21. Februar 
«Müssen wir das Klima retten?». Zum damali-
gen Artikel kann ich heute noch stehen. Ich bin 
also kein Klimaleugner, im Gegenteil schätze 
ich das Klimaproblem als schwerwiegender ein 
als Sie.
Richard Lindzen ist nicht ein neutraler Zeu-
ge. Der Klimaforscher James Hansen, als lang-
jähriger Direktor des NASA Goddard Institute 
mindestens so prominent, sieht das ganz anders. 
Trotzdem bin ich Ihnen für die Philippika an die 
Klimaaktivisten dankbar. Mit weniger Fleisch 
essen, weniger in die Ferien fliegen und mehr 
Velofahren den CO2-Ausstoss bis 2035 zu hal-
bieren oder gar auf null herunterfahren zu wollen 
ist lächerlich. Das ist «Pflästerlipolitik» und 
die Aktivisten wissen das. Warum soll man die 

CO2-Kompensation auf die Schweiz beschrän-
ken, wenn man anderswo mit dem gleichen 
Geld das Zehnfache erreichen könnte, ist nicht 
zu verstehen. Ganz und gar unlogisch ist der 
Widerstand der Klimaaktivisten gegen die fast 
CO2-freie Kernenergie.
Diese Inkonsequenz lässt für mich nur einen 
Schluss zu: Es geht den Klimaaktivisten gar 
nicht ums Klima! Das Klima dient lediglich als 
Vorwand für eine diabolische Strategie, Wirt-
schaft und Gesellschaft nach dem Gusto der 
Kapitalismus-Abschaffer umzukrempeln. Sicher 
gilt das für den harten Kern um Greenpeace, 
Grüne und Rote. Die zahlreichen Mitläufer, die 
das üble Spiel nicht durchschauen, halten sich 
für die Jünger einer Erlösungsbotschaft. Dass 
sich sogar Teile der Freisinnigen als «nützliche 
Idioten» missbrauchen lassen, zeigt, wie erfolg-
reich die Strategie ist – leider!

Simon Aegerter, Wollerau 

1. � Präsident Macron hat beschlossen, die Zahl 
der Kernkraftwerke, die er 2028 stilllegen 
wollte, von 4–6 auf 2–4 zu reduzieren und 
sie 10 Jahre länger zu betreiben, damit die 
Ziele zur Dekarbonisierung des Landes bis 
2050 erreicht werden können. (Quelle: Nuc-
Net vom 30.05.19)

	� Kommentar: Verglichen mit Deutschland, 
dessen Strommix mit einer CO2-Belastung 
zwischen 200 bis 600 Gramm pro Kilowatt-
stunde schwankt, beträgt diese in Frankreich 
schon heute zum grössten Teil weniger als  
40 g/kWh. Die CO2-Ersparnis pro Tag be-
trägt in Frankreich gegenüber Deutschland 
0,5 Millionen Tonnen pro Tag.

2. � Chinas Taishan-2 EPR hat am 31. Mai 2019 
erstmals Kritikalität erreicht. 6 Monate vor-
her begann der kommerzielle Betrieb mit 
dem Taishan-1 EPR. (Quelle: NucNet vom 
31.05.19)

	� Kommentar: Während die EdF mit den 
beiden europäischen EPR-Projekten (Oki-
luoto, Finnland und Flamanville in Frank-
reich) noch immer mit grossen Terminüber-
schreitungen kämpft, können die Chinesen 
offenbar Termine besser einhalten und damit 
billigere KKWs herstellen.

3. � Allerneuste Nachricht: Das Bundesamt für 
Energie geht jetzt von einem Szenario aus, 
bei dem die Schweizer KKWs nicht nur 
50, sondern 60 Jahre betrieben werden kön-
nen. Herr Nipkow von der Energiestiftung 
Schweiz meint dazu: «das würde ein welt-
weit einmaliges und gefährliches Langzeit-
Experiment, bei dem ich lieber nicht dabei 
sein möchte». (Quelle: NZZ vom Sonntag, 
2. 06.19)

Kommentar: Herr Nikow’s Tunnelblick (Glau-
kom?) übersieht, dass 85 der 100 in USA im 
Betrieb befindlichen Kernkraftwerke bereits die 
Bewilligung für den 60jährigen Betrieb haben. 
Für 2 weitere ist eine 80jährige Betriebsbewilli-
gung im Bearbeitungsprozess. In China spricht 
man bei den KKWs der neusten Generation von 
allem Anfang an von 80 Jahren Betriebszeit. 
Von einmaligem Langzeit-Experiment in der 
Schweiz kann also gar keine Rede sein.   

www.kettenreaktion.ch
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